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Der betriebliche Datenschutzbeauf-
tragte 

 
Öffentliche und nicht öffentliche Stellen, die 
personenbezogene Daten automatisiert erhe-
ben, verarbeiten oder nutzen, sind verpflichtet, 
bei diesen Arbeiten die Ausführungen des Bun-
desdatenschutzgesetzes sowie anderer Vor-
schriften über den Datenschutz sicherzustellen. 
Der oder die Datenschutzbeauftragte ist Organ 
der Selbstkontrolle; sie unterstützen und bera-
ten ihr Unternehmen. Die Unternehmen haben 
einen betrieblichen Beauftragten für den Da-
tenschutz schriftlich zu bestellen, wenn sie bei 
der automatisierten Datenverarbeitung mindes-
tens 5 Arbeitnehmer oder bei Verarbeitung auf 
andere Weise mindestens 20 Personen be-
schäftigen.  
Zu den Verpflichteten zählen  
• natürliche Person (Architekt, Anwalt, Steu-

erberater),  
• juristische Person (Telefondienste, Banken, 

Privatkliniken),  
• Personengesellschaft (GbR, GmbH, OHG 

Anwaltssozietät) und  
• nicht rechtsfähige Vereinigung (Gewerk-

schaften, politische Parteien, Berufsver-
bände)  

Unabhängig von der Anzahl der Arbeitnehmer 
haben nicht öffentliche Stellen einen betriebli-
chen DSB zu bestellen, soweit sie automatisier-
te Verarbeitungen vornehmen, die wegen be-
sonderer Sensitivität vor Einsatz zu prüfen sind 
(Vorabkontrolle) oder die personenbezogene 
Daten geschäftsmäßig zum Zwecke der Über-
mittlung oder der anonymisierten Übermittlung 
erheben, verarbeiten oder nutzen. Mit der Auf-
gabe des betrieblichen DSB kann auch eine 
Person außerhalb der verantwortlichen Stelle 
betraut werden. Der betriebliche DSB ist inner-
halb einer Frist von einem Monat nach Auf-
nahme der Tätigkeit der nicht öffentlichen Stelle 
zu bestellen. Wird der betriebliche Daten-
schutzbeauftragte vorsätzlich oder fahrlässig 
nicht oder nicht rechtzeitig bestellt, so stellt dies 
eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einer 
Geldbuße geahndet werden kann. 
 
 
 

Wann genau muss ein betrieblicher DSB 
bestellt werden? 
 
Das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ver-
pflichtet Sie als Unternehmer zur Bestellung 
eines betrieblichen Datenschutzbeauftragten,  
• unabhängig von der Zahl der Beschäftig-

ten, wenn Sie als verantwortliche Stelle 
personenbezogene Daten geschäftsmäßig 
zum Zweck der Übermittlung oder der ano-
nymisierten Übermittlung erheben, verar-
beiten oder nutzen (Beispiele: Auskunftei-
en, Adressverlage, Markt- und Meinungs-
forschungsinstitute); § 4 f, Abs. 1 Satz 6 
BDSG, 

• unabhängig von der Zahl der Beschäftig-
ten, wenn Sie als verantwortliche Stelle 
automatisierte 
Datenverarbeitungsvorgänge vornehmen, 
die eine Vorabkontrolle verlangen (z.B. 
Scoringverfahren bei Kunden); § 4 f, Abs. 1 
Satz 6 BDSG, • ansonsten, wenn Sie als verantwortliche 
Stelle mindestens fünf Arbeitnehmer we-
nigstens vorübergehend mit automatisierter 
Datenerhebung, -verarbeitung oder -
nutzung beschäftigen; § 4 f, Abs. 1 Satz 4 
BDSG, oder 

• als verantwortliche Stelle mindestens 
zwanzig Arbeitnehmer wenigstens vorü-
bergehend mit nichtautomatisierter Daten-
erhebung, -verarbeitung oder -nutzung be-
schäftigen; § 4 f, Abs. 1 Satz 3 BDSG. 

 
Wer kann zum betrieblichen Datenschutz-
beauftragten bestellt werden? 
 
Zum Datenschutzbeauftragten kann nur bestellt 
werden, wer die zur Erfüllung seiner Aufgaben 
erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit 
besitzt. Zur Aufgabenerfüllung gehören techni-
sche, organisatorische und rechtliche Kenntnis-
se. Der betriebliche DSB muss die gesetzlichen 
Regelungen, wie die Grundrechte mit Daten-
schutzbezug, das Bundesdatenschutzgesetz, 
bereichsspezifische datenschutzrechtliche Re-
gelungen und die einschlägigen Spezialvor-
schriften des Fachbereichs kennen und sicher 
anwenden können. Er sollte ferner gute Kennt-
nisse der Organisation und vertiefte Kenntnisse 
der Informationstechnik besitzen. Soweit ihm 
die fachliche Qualifikation in Teilbereichen noch 
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fehlt, ist ihm Gelegenheit zu geben, diese zu 
erwerben. Mit den Aufgaben und der Arbeits-
weise seiner Firma sollte der betriebliche DSB 
möglichst aus eigener Erfahrung gut vertraut 
sein, um seinen Kontroll- und Beratungsaufga-
ben nachkommen zu können. 
 
Wie wird ein betrieblicher DSB bestellt? 
 
Zur Bestellung eines betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten vgl. auch das untenstehen-
de Muster: 
• Schriftform, (§ 4 f, Abs. 1 Satz 1 BDSG). 
• Empfehlung: Arbeitsvertragliche Festle-

gung des wesentlichen Tätigkeitsfeldes 
führt zu Rechtssicherheit auf beiden Seiten. 

• Möglich ist auch die Bestellung eines ex-
ternen betrieblichen DSB (§ 4 f, Abs. 2 Satz 
2 BDSG). Die wechselseitigen Pflichten er-
geben sich dann aus dem Dienstleistungs-
vertrag. 

• Bei Konzernen oder konzernähnlichen 
Unternehmensstrukturen ist Folgendes zu 
beachten: Grundsätzlich muss jede ver-
antwortliche Stelle einen betrieblichen DSB 
bestellen. Bei Konzernen kann es aber 
sinnvoll sein, dass mehrere oder alle Toch-
terunternehmen ein und denselben betrieb-
lichen DSB bestellen, um Synergieeffekte 
zu nutzen. 

 
Muster: Bestellung zum betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten 
(mit Tätigkeitsbeschreibung) 
 
 
Herrn/Frau ......................................................... 

 
im Hause ........................................................... 
 
Betr.: Beauftragter für den Datenschutz 
gem. §§ 4 f und 4 g BDSG 
 
Unter Bezugnahme auf die mit Ihnen geführten 
Vorgespräche bestelle ich Sie hiermit zum Be-
auftragten für den Datenschutz in unserem 
Unternehmen. 
In Erfüllung Ihrer Aufgaben als Datenschutzbe-
auftragter sind Sie der Geschäftsleitung unmit-
telbar unterstellt. Im Rahmen der Geschäftslei-

tung ist für den Bereich Datenschutz in erster 
Linie Herr/Frau ......................... zuständig. 
Sie sind bei der Anwendung Ihrer Fachkunde 
auf dem Gebiet des Datenschutzes weisungs-
frei und werden bei der Erfüllung Ihrer Aufga-
ben von der Geschäftsleitung unterstützt. 
Ihre Aufgabe ist es, auf die Einhaltung des 
Bundesdatenschutzgesetzes sowie anderer 
Vorschriften über den Datenschutz in unserem 
Unternehmen hin zu wirken. Zu diesem Zweck 
können Sie sich in Zweifelsfällen an die für 
unser Unternehmen zuständige Datenschutz-
aufsichtsbehörde wenden. Ihre gesetzlichen 
Pflichten sind insbesondere: 
• die ordnungsgemäße Anwendung der Da-

tenverarbeitungsprogramme, mit deren Hil-
fe personenbezogene Daten verarbeitet 
werden sollen, zu überwachen; zu diesem 
Zweck werden Sie über Vorhaben der au-
tomatisierten Verarbeitung personenbezo-
gener Daten rechtzeitig unterrichtet,  
sowie  

• die bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten tätigen Personen durch geeigne-
te Maßnahmen mit den Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes sowie anderer 
Vorschriften über den Datenschutz, bezo-
gen auf die besonderen Verhältnisse in 
diesem Geschäftsbereich und die sich dar-
aus ergebenden Erfordernisse für den Da-
tenschutz, vertraut zu machen.  

Auf Ihre Verschwiegenheitspflicht hinsichtlich 
der Identität von Betroffenen sowie der Um-
stände, die Rückschlüsse auf die Betroffenen 
zulassen - soweit Sie nicht davon durch die 
Betroffenen ausdrücklich befreit sind -, weise 
ich Sie besonders hin. 
Die Übersicht nach § 4 g, Abs. 2 BDSG wird 
durch Sie, alternativ durch Herrn/Frau 
(.......................................) geführt. 
 
Ich wünsche Ihnen für Ihre Tätigkeit viel Erfolg. 
 
 

....................................... 
(Ort und Datum) 

 
 

....................................... 
(Für die Geschäftsleitung) 
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Abschließend noch eine Adressenliste von 
Seminaranbietern, an die Sie sich im Bedarfs-
falle wenden können (kein Anspruch auf Voll-
ständigkeit). 
 
 
Anbieter von Datenschutz-Seminaren 
 
1. GDD Gesellschaft für Datenschutz und 

Datensicherung e. V.  
Pariser Straße 37, 53117 Bonn 
Tel. (02 28) 69 43 13; Fax (02 28) 69 56 38 
Internet: www.gdd.de  
 

2. datakontext-tagungen GmbH & Co. KG 
Postfach 4128, 50217 Frechen 
Tel. (0 22 34) 6 56 33 oder 6 56 38; Fax (0 
22 34) 6 56 35 
 

3. Seminare Dr. Peter Reif 
Bahnhofstraße 52d, 69181 Leimen 
Tel. (0 62 24) 5 14 55; Fax (0 62 24) 8 15 
65 
 

4. DATA BUSINESS SERVICE 
Hauptstraße 4, 85579 Neubiberg 
Tel. (0 89) 66 00 20 36; Fax (0 89) 66 00 
20 36 
E-Mail: mail@d-b-s.de 
 

5. TÜV-Akademie Rheinland GmbH  
Am Grauen Stein, 51105 Köln 
Tel. (02 21) 8 06-30 55; Fax (02 21) 8 06 
30 52 
Internet: www.tuev-akademie.de 
 

6. dib Deutsches Institut für Betriebswirtschaft 
e. V. 
Friedrichstraße 10 – 12, 60323 Frankfurt 
am Main 
Tel. (0 69) 9 71 65-0; Fax (0 69) 9 71 65-25 
Internet: www.dib-ev.de  
 

7. IHK-Bildungszentrum Koblenz e. V.  
in Zusammenarbeit mit der  
GDD Gesellschaft für Datenschutz und Da-
tensicherung e. V.  
Josef-Görres-Platz 11, 56068 Koblenz 
Tel. (02 61) 3 04 71-0; Fax (02 61) 3 04 71-
21 
E-Mail: schaefgen@koblenz.ihk.de  
 

8. DGB Niedersachsen e. V. 
Technologieberatungsstelle 
Dreyerstraße 6, 30169 Hannover 
Tel.: (05 11) 1 63 04-0; Fax: (05 11) 1 63 
04-20 
E-Mail: info@tbs-niedersachsen.de  
 

9. Beratungsstelle für Technologiefolgen und 
Qualifizierung (BTQ) 
(Träger: Bildungswerk der DAG im Lande 
Niedersachsen e. V.) 
Donnerschweer Straße 84, 26123 Olden-
burg i. O. 
Tel.: (04 41) 8 20 68; Fax: (04 41) 8 38 24 
E-Mail: info@btq.de 

 
Andreas Weigelt 
IHK Frankfurt am Main 

 
Rechtsprechung zu Rechten und 
Pflichten von Auszubildenden 

 
In der folgenden Rechtsprechungsübersicht  
sollen in Kürze relevante Entscheidungen zu 
den Rechten und Pflichten der Auszubildenden 
dargestellt werden. 
 
 
1. Schadensersatz 
Ein Auszubildender kann vom Ausbildungsbe-
trieb Schadensersatz verlangen, wenn er die 
Abschlussprüfung nicht besteht, weil er unzu-
reichend ausgebildet worden ist. Kann der Aus-
zubildende substanziiert darlegen, dass er das 
vereinbarte Berufsziel bei der hypothetischen 
Fortsetzung des Ausbildungsverhältnisses nicht 
erreichen würde, kann dies einen Kündigungs-
grund darstellen (LAG Köln - 11 Sa 180/98). 
 
2. Ausbildungsvergütung 
Einen häufigen Grund für Unmut stellt die Aus-
bildungsvergütung dar. Streitpunkt ist hier, wie 
hoch die im Berufsausbildungsgesetz geforder-
te „angemessene Ausbildungsvergütung" zu 
sein hat, wenn keine tarifliche Regelung be-
steht. In solchen Fällen kann man auf Empfeh-
lungen von Kammern und Innungen zurückgrei-
fen. Liegt die vereinbarte Vergütung um mehr 
als 20% unter diesen Empfehlungen, so ist sie 
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im Zweifel nicht angemessen. Maßgeblich für 
die Prüfung ist hier der Zeitpunkt der Fälligkeit, 
nicht der des Vertragsschlusses (BAG - 5 AZR 
690/97). 
 
3. Berufsschule 
Regelmäßig kommt es zu Streitigkeiten im Be-
reich der theoretischen Ausbildung in der Be-
rufsschule. Dabei stellt sich  oft die Frage, wie 
Fahrten zur Berufsschule und zurück zu bewer-
ten sind.  
Steuerrechtlich handelt es sich bei einer Fahrt 
zur Berufsschule mit dem Auto um eine Dienst-
reise, die nicht nur pauschal abgerechnet wer-
den kann, sondern auch nach den tatsächlich 
zurückgelegten Kilometern (FG Niedersachsen 
- VIII 872/98 Ki). 
In der Praxis treten zudem verschiedene ar-
beitsrechtliche Fragen auf. Gerichtlich beschie-
den wurde, dass sowohl die Wege zur Berufs-
schule als auch die Unterrichtspausen als Ar-
beitszeit gelten, die vom Arbeitgeber bezahlt 
werden müssen. Dies gilt auch für volljährige 
Auszubildende (LAG Hamm - 9 Sa 1273/98). 
 
4. Überstunden 
Auszubildende können an langen Tagen in der 
Berufsschule keine zusätzliche Vergütung ver-
langen. Selbst wenn der Lehrling länger die 
Schulbank drückt, als er an diesem Tag im 
Betrieb hätte arbeiten müssen, müssen Arbeit-
geber diese Überstunden nicht zahlen, weil es 
keine Überstunden sind. Dies entschied vor 
kurzem das Bundesarbeitsgericht.  
Es gebe keine entsprechende Rechtsgrundla-
ge, die dem Berufsschüler einen solchen An-
spruch gegen seinen Ausbildungsbetrieb gebe, 
befanden die Erfurter Richter. Nach § 7 Berufs-
bildungsgesetz (BBiG) müsse der Auszubilden-
de unter Fortzahlung der Vergütung vom Aus-
bildungsbetrieb für den Besuch des Unterrichts 
in der Berufsschule freigestellt werden. Sofern 
aber der Berufsschulunterricht die an diesem 
Tage übliche Arbeitszeit überschreite, sei diese 
Zeit nicht auf die Ausbildungszeit anzurechnen, 
urteilte das Bundesarbeitsgericht. Eine Aus-
nahme gelte nach § 9 BBiG nur für Auszubil-
dende, die im Gegensatz zu dem klagenden 
Lehrling noch nicht 18 Jahre alt sind (BAG - 6 
AZR 537/01). 
 
 

5. Führen von Berichtsheften 
Zu den Pflichten zählt unter anderem das Füh-
ren von Berichtsheften. Unterlässt ein Auszu-
bildender dieses, oder legt er die Hefte verspä-
tet vor, kann dem Auszubildenden wegen 
Pflichtverletzung gekündigt werden, wenn er 
zuvor erfolglos abgemahnt worden ist (LAG 
Hessen - 16 SA 657/97). 
 
6. Fehlzeiten 
Fehlzeiten werden häufig von Auszubildenden 
unterschätzt. Dabei ist das Fernbleiben von der 
Arbeit auch dann ein Kündigungsgrund, wenn 
hierfür ein vermeintlich guter Grund vorliegt. 
Demzufolge wurde eine Kündigung als recht-
mäßig angesehen, obwohl starke familiäre 
Probleme von der Auszubildenden als Grund 
angegeben wurden (ArbG Frankfurt/M. - 9 Ca 
5907/98). Außerdem gelten häufige Fehlzeiten 
als Grund, einen Auszubildenden nach der 
Ausbildung nicht zu übernehmen (BAG - 7 AZR 
443/97). 
Krankheitsbedingte Fehlzeiten sollen für den 
Auszubildenden jedoch keinen  Nachteil dar-
stellen. Deshalb verlängert sich das Ausbil-
dungsverhältnis auf Wunsch des Auszubilden-
den bis zur nächst möglichen Wiederholungs-
prüfung, wenn die Prüfung wegen einer Krank-
heit nicht abgelegt wurde. Der Auszubildende 
muss jedoch beachten, dass die Wiederho-
lungsprüfung innerhalb eines Jahres erfolgt, da 
eine längere Frist dem Arbeitgeber nicht 
zugemutet werden kann (BAG - 5 AZR 58/98). 
 
7. Kündigung 
Es ist zwar sehr schwierig, ein Ausbildungsver-
hältnis nach der vereinbarten Probezeit zu kün-
digen, aber nicht unmöglich. Eine fristlose Kün-
digung wegen rassistischen Verhaltens wurde 
beispielsweise vom BAG anerkannt, als einem 
Auszubildenden gekündigt wurde, der ein 
Schild mit der Aufschrift „Arbeit macht frei - 
Türkei schönes Land" an den Arbeitsplatz eines 
türkischen Auszubildenden geheftet hatte (BAG 
- 2 AZR 676/98). 
 
8. Fristen 
Genauso wie für alle anderen Arbeitnehmer gilt  
auch für die Auszubildenden, dass sie sich an 
entsprechende Fristen zu halten haben. Ist es 
zu einer Kündigung gekommen, so müssen 
auch sie innerhalb der dreiwöchigen Frist Kün-
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digungsschutzklage einreichen, wenn sie die 
Kündigung anfechten wollen. Das gilt, sofern 
keine Verhandlung vor einem zur Beilegung 
von Streitigkeiten aus dem Berufsausbildungs-
verhältnis gebildeten Ausschuss zwingend 
vorgeschrieben ist (BAG - 2 AZR 134/98). 
 
RA Hildegard Reppelmund/ Anna Swiatek 
DIHK Berlin 
 
 

Die neue Gewerbeordnung und ihre 
Auswirkungen auf das Arbeitsrecht 

 
Am 1.1.2003 ist das Dritte Gesetz zur Ände-
rung der Gewerbeordnung (GewO) in Kraft 
getreten. Mit der Neuregelung sollten die bis-
lang komplizierten und teilweise entbehrlichen 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen im VII. Titel 
(§§ 105 ff.) GewO neu gestaltet und verständli-
cher gemacht werden. Im Wesentlichen betref-
fen die Änderungen die inhaltliche Gestaltung 
des Arbeitsvertrages, das Weisungsrecht des 
Arbeitgebers und die Berechnung und Zahlung 
des Arbeitsentgeltes, sowie Regelungen zum 
Zeugnis und Wettbewerbsverbot, welche nach-
folgend im Überblick dargestellt werden sollen. 
 
Anwendungsbereich 
Durch die Reform wird der Anwendungsbereich 
erweitert, dieser ist nunmehr nicht nur auf ge-
werbliche Arbeitnehmer beschränkt, sondern 
bezieht alle Arbeitnehmer ein (§ 6 Abs. 2 GewO 
n.F.). Die Bestimmungen gelten künftig somit 
auch für Freiberufler und Beschäftigte der Ur-
produktion. 
 
Arbeitsvertrag 
Wie auch schon in der alten Fassung wird im 
neuen § 105 GewO die freie Gestaltung des 
Arbeitsvertrages geregelt und damit dem 
grundlegenden Prinzip der Vertragsfreiheit 
entsprochen. Die hierzu geltenden 
Einschränkungen, wie z.B. das 
Schriftformerfordernis, sind jetzt genauer 
gefasst und beziehen sich auf abweichende 
Regelungen in zwingenden gesetzlichen 
Vorschriften, tarifvertragliche Bestimmungen, 
bzw. auf Betriebs- oder Individu-
alvereinbarungen. Die genannten Einschrän-

kungsmöglichkeiten entsprechen den seit lan-
gem anerkannten Prinzipien des Arbeitsrechts. 
 
Weisungsrecht des Arbeitgebers 
Das früher in § 121 GewO geregelte Weisungs- 
oder Direktionsrecht des Arbeitgebers findet 
sich nunmehr in § 106 GewO n.F. wieder und 
ist im Gegensatz zur alten Regelung ausführli-
cher gestaltet worden. Der Arbeitgeber kann 
demnach Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleis-
tung sowie Ordnung und Verhalten im Betrieb 
nach billigem Ermessen näher bestimmen, 
soweit keine anderweitige Festlegung der Ar-
beitsbedingungen vorliegt. Er hat dabei auch 
auf etwaige Behinderungen des Arbeitnehmers 
Rücksicht zu nehmen. Demnach bleibt es bei 
dem Grundsatz, dass der Arbeitgeber an eine 
Ermessensausübung dann nicht gehalten ist, 
wenn detaillierte Regelungen zu den Leis-
tungspflichten bereits bestehen. Das Weisungs-
recht findet auch weiterhin neben den genann-
ten Regelungen seine Beschränkung im Mitbe-
stimmungsrecht des Betriebsrates gemäß § 87 
Abs. 1 BetrVG. 
 
Arbeitsentgelt 
Die Berechnung und Zahlung des Arbeitentgel-
tes ist nunmehr in § 107 GewO n.F. geregelt 
und tritt somit an die Stelle der Bestimmungen 
des § 115 GewO a.F. Die Regelungen sind 
nochmals an die Einführung des Euro ange-
passt worden. Obwohl der neue Wortlaut zwin-
gend eine Berechnung und Auszahlung des 
Entgelts in Euro vorsieht, wird man dies wohl 
als redaktionelles Versehen werten müssen, da 
sich ansonsten Probleme bei Beschäftigungs-
verhältnissen mit Bezug zu Ländern mit ande-
rer Währung ergeben. Diese Bestimmung wird 
man hinsichtlich der ausdrücklich gewährten 
Vertragsfreiheit daher als abänderbar ansehen 
können. 
 
Weiterhin können ähnlich wie bei der alten 
Regelung Sachleistungen als Arbeitsentgelt 
vereinbart werden, jedoch nur soweit dies dem 
Interesse des Arbeitnehmers oder der Eigenart 
des Arbeitsverhältnisses entspricht und andere 
Bestimmungen dem nicht entgegenstehen. 
Leider konkretisierte der Gesetzgeber den Be-
urteilungsmaßstab für die Interessen des Ar-
beitsnehmers nicht, was zu Unsicherheiten 
führt. Der Grund hierfür ist wohl darin zu sehen, 
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dass dies sowohl aus Sicht des Arbeitnehmers 
konkret individuell als auch abstrakt gesehen 
werden kann. Ebenso fehlt eine Regelung über 
die Rechtsfolge, sofern die Eigenart eben gera-
de nicht den Interessen entspricht.  
 
Leistungen, die der Arbeitgeber zusätzlich zum 
Entgelt gewährt, wie z.B. freie Unterkunft, fallen 
nicht hierunter. Ebenso verbietet § 107 Abs. 3 
GewO n.F., dass Arbeitnehmer lediglich gegen 
Trinkgeld arbeiten. 
 
Die neue Fassung enthält ferner Änderungen 
zur Abrechnung des Entgelts. § 108 GewO 
n.F., der den alten § 134 GewO ersetzt, regelt 
einen Anspruch des Arbeitnehmers auf Lohn-
abrechnung. Danach muss der Arbeitgeber 
künftig eine Abrechnung in Textform erteilen. 
Diese muss zudem Angaben über den Abrech-
nungszeitraum, sowie Angaben über Art und 
Höhe von Zuschlägen, Zulagen, sonstigen Ver-
gütungen, Abzügen, Abschlagszahlungen oder 
Vorschüssen enthalten, es sei denn, die Anga-
ben hierzu haben sich nicht geändert. Sinn 
dieser Regelung ist es, die Berechnung des 
Entgeltanspruchs übersichtlicher zu machen 
und zudem die Erstellung der Abrechnungen 
ohne Unterschriften durch Textverarbeitungs-
systeme zu erfassen. Allerdings bliebt hierbei 
unberücksichtigt, dass eine derart detaillierte 
Aufschlüsselung des Entgelts oftmals für klei-
nere Betriebe einen unangemessenen Verwal-
tungsaufwand darstellt, wenn sich die oben 
genannten Angaben regelmäßig ändern. Eine 
ähnliche Regelung enthält außerdem auch § 
114a GewO a.F., der insofern unverändert 
bestehen bleibt. 
 
Wettbewerbsverbot und Zeugnis 
Schließlich regelt die Reform die Erteilung des 
Zeugnisses und das Wettbewerbsverbot neu. 
Letzteres ist nun in § 110 GewO n.F. geregelt, 
welcher besagt, dass die Tätigkeit aller Arbeit-
nehmer für die Zeit nach der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses durch Vereinbarung be-
schränkt werden kann. Danach sind die Be-
stimmungen der §§ 74 ff. des Handelsgesetz-
buches entsprechend anwendbar, was auch 
der gefestigten Rechtsprechung entspricht. 
 
Die bisherige Vorschrift des § 113 GewO a.F. 
für die Erteilung des Zeugnisses wird nun in § 

109 GewO n.F. geregelt und entspricht weitge-
hend der Regelung des § 630 BGB. Sie ist 
jedoch im Gegensatz zu ihrer alten Bestim-
mung detaillierter gefasst und enthält insbe-
sondere eine in der Praxis seit langem 
vorgenommene Unterteilung zwischen dem 
einfachen und qualifizierten Zeugnis. Letzteres 
ergeht auf Wunsch des Arbeitnehmers und 
enthält nicht nur Angaben zur Art und Dauer 
der Tätigkeit sondern zusätzliche Angaben über 
Leistung und Verhalten im Arbeitsverhältnis. 
Nach § 113 Abs. 2 GewO n.F. ist der Arbeitge-
ber darüber hinaus jetzt verpflichtet, das Zeug-
nis "klar und verständlich" zu formulieren. Fer-
ner darf das Zeugnis keine Merkmale oder 
Formulierungen enthalten, die über den Zweck 
der äußeren Form und des Wortlauts hinaus-
gehen und so eine andere Aussage über den 
Arbeitnehmer treffen. Der Gesetzgeber hat bei 
dieser Regelung leider zusätzliche unklare 
Begriffe geschaffen, die zur Rechtsunsicherheit 
bei Anwendung der Norm führen. Die Neufas-
sung erweckt den Eindruck, dass es nunmehr 
legitimiert ist, von der äußeren Gestaltung des 
Zeugnisses auf die Qualität des Arbeitnehmers 
schließen zu dürfen. Dies ist unter Berücksich-
tigung der bisherigen Rechsprechung zu ver-
neinen. Es gehört zu den Grundpflichten des 
Arbeitnehmers, das Zeugnis wohlwollend und 
wahrheitsgemäß abzufassen. Leider wurde es 
versäumt, diese Grundsätze in die neue Rege-
lung aufzunehmen. In Übereinstimmung mit § 
630 BGB ist auch in der neuen Fassung des § 
113 GewO eine Zeugniserteilung in elektroni-
scher Form ausgeschlossen. Ferner gilt die 
Vorschrift auch nach der Reform nicht für die 
Erteilung eines Zwischenzeugnisses. 
 
Insgesamt scheinen einige der dargestellten 
Neuregelungen hinsichtlich bereits bestehender 
anderweitiger gesetzlicher Bestimmungen nicht 
erforderlich. Langfristig bleibt die Forderung 
nach einem umfassendem und einheitlich ge-
regeltem Arbeitsgesetzbuch.  
 
Die bestehende Rechtsunsicherheit wird durch 
die Verwendung neuer unbestimmter Rechts-
begriffe, deren Auslegung erst nach einigen 
Jahren Anwendung von der Rechtsprechung 
gesichert sein wird, nicht bekämpft, sondern 
eher gefördert. Es bleibt daher abzuwarten, ob 
das Ziel des Gesetzgebers, einfachere Rege-
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lungen zu schaffen, in der Praxis erreicht wer-
den wird. 
 
RA Hildegard Reppelmund/ Anna Swiatek 
DIHK Berlin 

 

Internet am Arbeitsplatz 
Was darf der Arbeitnehmer und was darf 
er nicht? 
 
Durch den Einsatz des Internets am Arbeits-
platz ergeben sich neue Schwierigkeiten im 
Rahmen der arbeitsrechtlichen Gestaltung. 
Bedingt dadurch, dass durch die Nutzung des 
Internets auch neue Gefahrenquellen eröffnet 
werden, müssen sich Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer darüber Gedanken machen, inwieweit 
sie ihren Arbeitsvertrag entsprechend anpas-
sen.  
 
Hat der Arbeitgeber Möglichkeiten, dem 
Arbeitnehmer die private Internetnutzung 
während der Arbeitszeit zu verbieten? 
Grundsätzlich kann selbstverständlich der Ar-
beitgeber entscheiden, ob er sein Eigentum 
einem Dritten zu privaten Zwecken zur Verfü-
gung stellt oder nicht. Daraus folgt, dass zu-
nächst einmal der Arbeitgeber bestimmt, ob der 
Arbeitnehmer die Möglichkeit erhält, zum Bei-
spiel das E-Mail-System privat zu nutzen. Aus-
nahmen können sich dann ergeben, wenn für 
den Arbeitnehmer ein dringender Fall vorliegt, 
z. B. wenn die Ehefrau verunglückte und nur so 
die Kommunikation möglich ist. 
 
Wann ist davon auszugehen, dass die priva-
te Nutzung erlaubt ist? 
Zweifelsfrei kann der Arbeitnehmer nur dann 
davon ausgehen, wenn es entweder im Ar-
beitsvertrag geregelt wurde oder wenn eine 
Betriebsvereinbarung vorliegt. Außerdem kann 
sich der Arbeitnehmer auch darauf berufen, 
wenn der Arbeitgeber die Erlaubnis im Betrieb 
öffentlich verkündet hat. 
 
Kann der Arbeitgeber eine bereits erteilte 
Erlaubnis wieder zurücknehmen? 
Wenn diese Erklärung mündlich erfolgt ist und 
diese nicht Bestandteil des Arbeitsvertrages 

geworden ist, kann sie zurückgenommen wer-
den.  
Anders sieht es aus, wenn die Zustimmung im 
Arbeitsvertrag oder in der Betriebsvereinbarung 
festgehalten wurde. Dann ist die Rücknahme 
ohne weiteres nicht möglich. Hier müsste der 
Arbeitsvertrag abgeändert werden. Dazu wie-
derum ist eine einvernehmliche Änderung oder 
eine Änderungskündigung erforderlich. 
 
Wann kann man von einem Missbrauch der 
Kommunikationssysteme sprechen? 
Missbräuchliches Verhalten des Arbeitnehmers 
liegt dann vor, wenn er z. B. gegen zeitliche 
Beschränkungen verstößt. Gibt der Arbeitgeber 
etwa auf, dass man nicht länger als eine Stun-
de pro Woche surfen darf und wird dies 
wesentlich überschritten, so liegt wohl ein miss-
bräuchliches Verhalten vor. Allerdings kann 
man diese Frage nicht generell so einfach be-
antworten. Man muss vielmehr den Einzelfall 
betrachten, wobei der Begriff des Ermessens 
eine wesentliche Rolle spielen wird. 
 
Hat der Arbeitgeber eine Berechtigung, die 
Kommunikation seiner Arbeitnehmer zu 
überwachen? 
Grundsätzlich ist ein Arbeitgeber nicht befugt, 
Protokolle von Adressen von E-Mails oder 
URLs zu speichern, es sei denn, er benötigt 
dies zur Störungsbehebung oder Kostenermitt-
lung. Dabei kann es auch zufällig dazu kom-
men, das er darauf stößt, was seine Mitarbeiter 
versandt oder erhalten haben. Ein sicherer 
Schutz der Mitarbeiter liegt diesbezüglich also 
grundsätzlich nicht vor. Allerdings ist das 
grundgesetzlich geschützte  Recht am eigenen 
Wort zu beachten, d.h. der Inhalt von E-Mails 
darf nicht erfasst werden; etwas anderes gilt für 
die Größe der E-Mails, Adressen oder Zeit-
punkt der E-Mail. Protokolle dürfen daher ge-
sammelt und gelesen werden, die Inhalte nicht. 
 
Dürfen verbotenerweise erlangte Dokumen-
te gegen den Arbeitnehmer verwertet wer-
den? 
Nein. Hier muss man wohl sagen, dass ein sog. 
Verwertungsverbot besteht. Denn Daten, die 
unerlaubterweise erlangt werden, dürfen nicht 
gegen den Arbeitnehmer verwertet werden. 
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RA Hildegard Reppelmund/ Anna Swiatek 
DIHK Berlin 

Fragen und Antworten zum Thema 
Krankheit 
 

 
Frage:  
Darf der vertraglich vereinbarte Erholungsur-
laub wegen einer langen Erkrankung gekürzt 
werden? 
Antwort:  
Nein darf er nicht. Der Arbeitgeber muss den 
vereinbarten Urlaub gewähren. Es gibt jedoch 
Tarifverträge, die Urlaubskürzungen für Monate 
ohne Entgeltfortzahlung vorsehen. 
 
Frage:  
Ist der Arbeitnehmer nach den sechs Wochen 
verpflichtet, in denen der Arbeitgeber bei einer 
Krankheit den Lohn weiterzahlen musste, wei-
terhin Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen des 
Arztes vorzulegen? 
Antwort:  
Nach einem Urteil vom LAG Sachsen-Anhalt v. 
24.04.96 (Az.: 3 Sa 449/95) gilt Folgendes: Der 
Arbeitnehmer ist auch nach Ablauf der sechs-
wöchigen Entgeltfortzahlung verpflichtet, dem 
Arbeitgeber bei Fortdauer der Arbeitsunfähig-
keit eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung vorzulegen. 
Die Pflicht nach § 5 Abs. 1 S. 2 bis 4 EFZG 
besteht unabhängig davon, ob der Arbeitneh-
mer (noch) einen Entgeltfortzahlungsanspruch 
geltend machen kann. Die Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung hat nicht nur den Zweck, die 
Tatsache der Arbeitsunfähigkeit durch ärztli-
ches Attest nachzuweisen. Sie soll vielmehr 
den Arbeitgeber aufgrund der ärztlichen Anga-
ben über die voraussichtliche (Fort-)Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit auch in die Lage versetzen, 
möglichst frühzeitig die wegen des fortgesetz-
ten Ausfalls des Arbeitnehmers notwendig wer-
denden betrieblichen Dispositionen zu treffen. 
 
Frage:  
Wie muss eine Krankmeldung erfolgen? 
Antwort:  
Nach § 5 Abs. 1 EFZG ist jeder Arbeitnehmer 
verpflichtet, dem Arbeitgeber die Arbeitsunfä-

higkeit und deren voraussichtliche Dauer un-
verzüglich mitzuteilen. 
Dies bedeutet, dass der Arbeitnehmer grund-
sätzlich am ersten Tag der Erkrankung, und 
zwar zu Arbeitsbeginn, den Arbeitgeber zu 
informieren hat. Die Mitteilung hat dabei unver-
züglich mündlich, telefonisch oder ggf. per Fax 
zu erfolgen, eine normale briefliche Anzeige ist 
verspätet. 
Die Mitteilung kann auch durch Angehörige 
oder Arbeitskollegen erfolgen. Das gleiche gilt, 
wenn der Arbeitnehmer zur Feststellung einer 
möglichen Erkrankung einen Arzt aufsuchen 
will. Schreibt der Arzt den Arbeitnehmer krank, 
hat der Arbeitnehmer den Arbeitgeber unver-
züglich hiervon in Kenntnis zu setzen. Von 
Verlängerungen der Krankschreibung ist der 
Arbeitgeber ebenfalls unverzüglich zu informie-
ren. 
 
Frage:  
Muss ein Arbeitgeber die Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung eines Arztes akzeptieren? 
Antwort:  
Grundsätzlich ja. Hat der Arbeitgeber jedoch 
Zweifel an dem tatsächlichen Bestehen der 
Arbeitsunfähigkeit, hat er die Möglichkeit, sich 
an den medizinischen Dienst der Krankenkasse 
zu wenden. Dieser stellt dann abschließend 
fest, ob Arbeitsunfähigkeit gegeben ist oder 
nicht. 
 
Frage:  
Ist eine Kündigung in der Probezeit trotz Krank-
heit wirksam? 
Antwort:  
Ja, während der Probezeit ist eine Kündigung 
jederzeit ohne Angabe von Gründen möglich. 
 
Frage:  
Gelten Zeiten, die man mit Arztbesuchen wäh-
rend der eigentlichen Arbeitszeit verbringt, als 
Arbeitszeit? 
Antwort:  
Grundsätzlich sind Arztbesuche in der Freizeit 
zu erledigen, außer es handelt sich um Notfälle 
oder der Termin kann von Seiten des Arztes 
nicht außerhalb der Arbeitszeit gelegt werden. 
In letzterem Fall bescheinigt der Arzt dies dem 
Patienten, der damit auch Anspruch auf Bezah-
lung dieser Zeiten hat. 



 

Ausgabe 11/Juni 2003  120

Frage:  
Beginnt die Lohnfortzahlungspflicht des Arbeit-
gebers im Krankheitsfall von Neuem, wenn 
während einer Erkrankung eine andere Erkran-
kung erfolgt? 
Antwort:  
Es kommt darauf an: 
Eine Mehrfacherkrankung liegt vor, wenn die 
neue Erkrankung eine andere Ursache als die 
vorhergehende Krankheit hat und wenn sie 
auch nicht auf demselben Grundleiden beruht. 
In diesem Fall kann der Arbeitnehmer erneut 
bis zur Höchstdauer von sechs Wochen Ent-
geltfortzahlung verlangen. 
Das gilt aber dann nicht, wenn die weitere Ar-
beitsunfähigkeit noch während der laufenden 
Arbeitsunfähigkeit eintritt. 
 
Frage:  
Ist das Ankündigen einer Krankheit und darauf 
folgend das Fernbleiben von der Arbeit ein 
Grund für eine außerordentliche Kündigung, 
auch wenn eine Krankmeldung vorgelegt wird? 
Antwort:  
"Erklärt der Arbeitnehmer, er werde krank, 
wenn der Arbeitgeber ihm den im bisherigen 
Umfang bewilligten Urlaub nicht verlängere, 
obwohl er im Zeitpunkt dieser Ankündigung 
nicht krank war und sich aufgrund bestimmter 
Beschwerden auch noch nicht krank fühlen 
konnte, so ist ein solches Verhalten ohne 
Rücksicht darauf, ob der Arbeitnehmer später 
tatsächlich erkrankt, an sich geeignet, einen 
wichtigen Grund zur außerordentlichen Kündi-
gung abzugeben." 
BAG v. 05.11.92, Az.: 2 AZR 147/92 
 
Frage:  
Hat man Anspruch auf Auszahlung von Ur-
laubstagen, die nach einer Kündigung wegen 
Krankheit nicht mehr genommen werden kön-
nen? Was gilt für geleistete Überstunden? 
Antwort:  
Es besteht ein Urlaubsabgeltungsanspruch 
ebenso wie ein Anspruch auf Auszahlung der 
Überstunden. Allerdings ist es möglich, im Ar-
beitsvertrag eine Vereinbarung zu treffen, die 
besagt, dass Überstunden mit dem Lohn abge-
golten sind. 
 
Frage:  
Darf der Arbeitgeber während der Krankheit 

den kranken Arbeitnehmer anrufen oder per-
sönlich besuchen? 
Antwort:  
Natürlich darf der Arbeitgeber den kranken 
Arbeitnehmer besuchen oder anrufen. Vielleicht 
will er ja gute Besserung wünschen. Allerdings 
muss der Arbeitnehmer weder die Tür öffnen 
noch den Hörer abnehmen, wenn er krank-
heitsbedingt darniederliegt. 
 
Frage:  
Darf einem Arbeitnehmer für eine Krankheits-
woche ein Urlaubstag abgezogen werden? 
Antwort:  
Nein, dies wurde mal so gehandhabt, als es 
noch 80% Krankengeld gab. Als Ausgleich gab 
es bei Krankheit 100% Lohn. Auf jeden Fall ist 
das heute nicht mehr zulässig. 
 
Frage:  
Wie kann der Arbeitgeber eine Untersuchung 
beim medizinischen Dienst der Krankenkasse 
verlangen? 
Antwort:  
Um dort eine Untersuchung zu veranlassen, 
ruft man an und meldet einen begründeten 
Zweifel an einer Arbeitsunfähigkeit an (z.B. 
wegen Rückdatierung) und verlangt die Unter-
suchung durch den medizinischen Dienst. 
 
Frage:  
Kann der Arbeitgeber verlangen, für Arztbesu-
che Urlaub zu nehmen, wenn der Besuch nur 
während der Arbeitszeit möglich ist? 
Antwort:  
Nein, siehe § 616 BGB: "Der zur Dienstleistung 
Verpflichtete wird des Anspruchs auf die Vergü-
tung nicht dadurch verlustig, dass er für eine 
verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch 
einen in seiner Person liegenden Grund ohne 
sein Verschulden an der Dienstleistung verhin-
dert wird. Er muss sich jedoch den Betrag an-
rechnen lassen, welcher ihm für die Zeit der 
Verhinderung aus einer auf Grund gesetzlicher 
Verpflichtung bestehenden Kranken- oder Un-
fallversicherung zukommt." 
 
Frage:  
Werden Krankheitstage während des Urlaubs 
angerechnet? 
Antwort:  
Wird der Arbeitnehmer während des Urlaubs 
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krank und kann er diese Krankheit durch ärztli-
ches Attest nachweisen, so wird diese Zeit 
nicht auf den Jahresurlaub angerechnet. Dies 
ergibt sich aus §§ 8, 7 Abs.4 BUrlG. 
 
Frage:  
Hat ein Arbeitnehmer Anspruch auf Urlaubs-
geld, wenn er ein ganzes Jahr krank war? 
Antwort:  
Urlaubsgeld ist eine zusätzliche Zahlung, die 
entweder freiwillig erfolgt oder auf Tarifverträ-
gen beruht. In Tarifverträgen wird das Urlaubs-
geld oft mit den Urlaubstagen verbunden, also 
z.B. EUR 13,00 zusätzlich pro Urlaubstag. Da 
ein Arbeitnehmer während seiner Krankheit 
keinen Urlaub nimmt, bekommt er auch kein 
Urlaubsgeld. Letztlich kommt es aber auf die 
Urlaubsgeldregelung im Einzelfall an. 
 
Frage:  
Kann es Folgen haben, wenn sich der Arbeit-
nehmer nach Ablauf der Arbeitsunfähigkeit 
nicht wieder zur Arbeitsaufnahme meldet? 
Antwort:  
Dies kann als Arbeitsverweigerung angesehen 
werden und ggf. sogar die außerordentliche 
Kündigung nach sich ziehen.  
 
Frage:  
Wie muss die Arbeitsunfähigkeit nachgewiesen 
werden? 
Antwort:  
Die Arbeitsunfähigkeit muss durch eine ärztli-
che Bescheinigung nachgewiesen werden. 
Wird diese Pflicht verletzt, kann unter besonde-
ren Umständen ein wichtiger Grund für eine 
außerordentliche Kündigung vorliegen  
(BAG, Urteil vom 15.01.1986 - 7 AZR 128/83) 
 
RA Hildegard Reppelmund/ Anna Swiatek 
DIHK Berlin 

 
 

 Links 
 

Zugang zum Recht: Neue Website für EU-
Bürger in 11 Sprachen 
 
Nach dem Inkrafttreten der Entscheidung des 

Rates über die Einrichtung eines Europäischen 
Justiziellen Netzes für Zivil- und Handelssa-
chen bietet die EU-Kommission eine neue 
Website mit konkreten Informationen über 
Recht und rechtliche Praktiken der Mitglied-
staaten sowie über das Gemeinschaftsrecht 
und das internationale Recht an 
http://europa.eu.int/comm/justice_home/ejn/).  
 
Die Website wird von der Kommission in enger 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten ver-
waltet. Zurzeit können knapp zwanzig zivilrecht-
liche Themen konsultiert werden. Alle Informa-
tionen zum europäischen und internationalen 
Recht sind bereits verfügbar; einige Angaben 
zum Recht der Mitgliedstaaten werden in den 
nächsten Monaten zur Verfügung stehen. Auf 
jeder Seite kann ein Thema ausgewählt wer-
den, das Rechtssystem und die Sprache. Wenn 
ein Nutzer beispielsweise Informationen in grie-
chischer Sprache über die finnische Prozess-
kostenhilfe sucht, ist er in drei Schritten an der 
gewünschten Stelle! Darüber hinaus enthalten 
alle Seiten Links zu anderen Websites, die 
detaillierte Informationen bereitstellen, insbe-
sondere kann auf Rechtsakte der Europäischen 
Union im Volltext zugegriffen werden. Die Aktu-
alisierung der Website ist Aufgabe des Europä-
ischen Justiziellen Netzes für Zivil- und Han-
delssachen. 
 
RA Hildegard Reppelmund/ Anna Swiatek 
DIHK Berlin 
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Was Arbeitgeber wissen müssen - 
Rechtsprechung 
 

Hinweis des Arbeitgebers bei Kündigung 
 
Ab 1. Juli 2003 ist jeder Arbeitnehmer dazu 
verpflichtet, sich sofort mit Erhalt der Kündi-
gung beim Arbeitsamt zu melden. Bei verspäte-
ter Meldung droht eine Sperre des Arbeitslo-
sengeldes für bis zu 30 Tage. Die Zumutbar-
keitskriterien für die Aufnahme einer neuen 
Beschäftigung wurden verschärft. Bei Verdacht 
auf schuldhaft versicherungswidriges Verhalten 
des Arbeitslosen muss dieser im Gegensatz zur 
früheren Rechtslage nunmehr selbst nachwei-
sen, dass er sich nicht versicherungswidrig 
verhalten und dadurch seine Arbeitslosigkeit 
selbst herbeigeführt hat. Für den Arbeitgeber 
kann es deshalb sinnvoll sein, einen Arbeit-
nehmer bei Aushändigung der Kündigung auf 
die sofortige Meldepflicht beim Arbeitsamt hin-
zuweisen. Hierdurch wird eventuellen Scha-
densersatzbegehren des Arbeitnehmers in 
Folge der Sperre des Arbeitslosengeldes von 
vornherein die Grundlage entzogen.  
 
Vorsicht bei befristeten Einstellungen 
 
Die anhaltende Diskussion um den Kündi-
gungsschutz lässt den Eindruck entstehen, 
dass der Arbeitgeber bei Neueinstellungen 
immer Gefahr läuft, im Falle einer notwendigen 
Kündigung sogleich mit einer Kündigungs-
schutzklage überzogen zu werden. Dabei wird 
häufig übersehen, dass auch Arbeitgeber, die 
mehr als fünf Arbeitnehmer beschäftigen, durch 
eine wirksam getroffene, schriftliche Befris-
tungsabrede diese Gefahr ausschließen kön-
nen. Seit 1. Januar 2003 können Arbeitnehmer, 
die älter als 52 Jahre sind (bislang 58 Jahre) 
und vorher nicht im selben Betrieb unbefristet 
beschäftigt waren, auch ohne sachlichen Be-
fristungsgrund unbegrenzt befristet beschäftigt 
werden. Die Regelung gilt für zunächst vier 
Jahre, wird aber bereits von einigen Arbeits-
rechtlern in Frage gestellt, da diese hierin eine 
mit EU-Recht nicht zu vereinbarende Diskrimi-
nierung älterer Arbeitnehmer erblicken wollen. 
Der Arbeitgeber, der sich nun auf den eindeuti-

gen deutschen Gesetzeswortlaut verlässt, kann 
also eine böse Überraschung erleben.  
 
Dies zeigt auch anschaulich eine Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofes vom 
04.10.2001 (Rs. C 438/99) zur Beendigung 
eines von vornherein befristeten Teilzeit-
arbeitsverhältnisses wegen Schwangerschaft.  
 
Bislang galt der Grundsatz, dass eine bei Ab-
schluss des Arbeitsvertrages wirksam getroffe-
ne Befristung auch bei einer anschließenden 
Schwangerschaft der Arbeitnehmerin nicht 
ausgehebelt wurde. Der EuGH stellt dies nicht 
grundsätzlich in Frage, führt aber aus: Soweit 
die Nichterneuerung eines befristeten Arbeits-
vertrages ihren Grund in der Schwangerschaft 
der Arbeitnehmerin hat, stellt sie eine unmittel-
bare Diskriminierung auf Grund des Ge-
schlechts dar, die gegen die EU-Gleichbehand-
lungsrichtlinie verstößt.  
 
Dies zeigt einmal mehr, in welch hohem Maße 
die nationale Gesetzgebung vom Europarecht 
und insbesondere der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes abhängig ist.  
 
Beweislast bei der Vorenthaltung von Sozi-
alversicherungsbeiträgen  
 
Mit Urteil vom 11.12.2001 hat der BGH (Az: VI 
ZR 350/00) entschieden, dass einen Sozialver-
sicherungsträger, der einen GmbH-
Geschäftsführer wegen vorenthaltener Sozial-
versicherungsbeiträge in Haftung nehmen 
möchte, grundsätzlich die volle Beweislast trifft. 
Eine Beweislastumkehr scheidet damit selbst 
dann aus, wenn der objektive Pflichtverstoß 
feststeht. In diesem Fall trifft den Geschäftsfüh-
rer jedoch eine gesteigerte Substantiierungs-
last.  
 
Britta Wittmann 
IHK Heilbronn-Franken 

Entgeltfortzahlung bei vertraglich vereinbar-
ten Überstunden mit Zuschlägen  
 
Erhält ein Arbeitnehmer ein festes Monatsent-
gelt, dass auch die Vergütung für eine be-
stimmte Arbeitsvertraglich vereinbarte Zahl von 
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Mehrarbeitsstunden einschl. Tarifvertraglicher 
Überstunden Zuschläge beinhaltet, ist bei der 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall der Über-
stundenzuschlag für die vereinbarten Mehrar-
beitsstunden nicht entgeltfortzahlungspflichtig 
und deshalb aus dem Monatsentgelt herauszu-
rechnen. Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz 
gehören Überstunden grundsätzlich nicht zum 
fortzuzahlenden Arbeitsentgelt im Krankheits-
fall. Maßgeblich ist alleine die individuelle Ar-
beitszeit des erkrankten Arbeitnehmers. Dies 
ergibt sich in erster Linie aus dem Arbeits- oder 
Tarifvertrag. Anders ist es nach Ansicht des 
Bundesarbeitsgerichts jedoch zu beurteilen, 
wenn im Vertrag vereinbart ist, dass in dem 
Gehalt Überstunden enthalten sein sollen (im 
Entscheidungsfall war eine Überstundenanzahl 
genannt). Hier muss davon ausgegangen wer-
den, dass sich die individuelle Arbeitszeit des 
Arbeitnehmers aus der regelmäßigen Arbeits-
zeit plus den vereinbarten Überstunden ergibt. 
Sollen in dem Arbeitsentgelt allerdings auch 
noch Überstundenzuschläge enthalten sein, 
sind diese bei der Berechnung des fortzuzah-
lenden Entgelts herauszurechnen. (Urteil des 
BAG vom 26. Juni 2002, Aktenzeichen: 5 AZR 
153/01; anders der Fall, der der Entscheidung 
des Bundesarbeitsgerichts im Infoletter Num-
mer 6 Seite 58 zugrunde lag. Im dort beurteilten 
Fall waren mit dem Monatsentgelt Überstunden 
gerade nicht abgegolten und hatte das BAG 
entschieden, dass für die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall regelmäßige Überstunden be-
rücksichtigt werden müssen und auch bei 
Krankheit der Überstundenlohn zu zahlen ist).  
 
Aufklärungspflichten bei einem Aufhe-
bungsvertrag  
 
Grundsätzlich ist es Sache des Arbeitnehmers, 
sich vor Abschluss eines Aufhebungsvertrages 
Klarheit über die Folgen der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses zu verschaffen. Eine all-
gemeine Verpflichtung des Arbeitgebers, den 
Arbeitnehmer unaufgefordert beispielsweise 
über die Auswirkungen einer Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses auf die betriebliche Alters-
versorgung zu unterrichten, besteht nicht. Et-
was anderes gilt lediglich, wenn der Arbeitge-
ber –unter Umständen auch durch das Angebot 
des Aufhebungsvertrages– einen besonderen 

Vertrauenstatbestand geschaffen hat. Dies hat 
das Bundesarbeitsgericht angenommen, wenn 
der Arbeitgeber den Eindruck erweckt hat, er 
werde bei der vorzeitigen Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses die Interessen des Arbeit-
nehmers berücksichtigen und ihn vor unbe-
dachten (hier: versorgungsrechtlichen) Nachtei-
len bewahren.  
 
Auf nachteilige Folgen muss der Arbeitgeber 
jedoch in folgenden Einzelfällen hinweisen:  
 
- wenn durch die vorzeitige Beendigung das 

Entstehen einer unverfallbaren Versor-
gungsanwartschaft verhindert wird (z. B. 
Betriebliche Altersversorgung), 

- wenn der Arbeitnehmer auf Grund beson-
derer Umstände darauf vertrauen darf, 

- wenn der Arbeitgeber erkennt, dass der 
Arbeitnehmer über Folgen und Tragweite 
seiner Handlung ersichtlich im unklaren ist. 
In diesen Fällen treffen den Arbeitgeber 
besondere Aufklärungs- und Belehrungs-
pflichten, beispielsweise hinsichtlich der 
sozialversicherungsrechtlichen Folgen. So 
kann etwa die Bundesanstalt für Arbeit 
beim Arbeitslosengeld eine Sperrfrist ver-
hängen. Etwaige Abfindungszahlungen 
können auf das Arbeitslosengeld ange-
rechnet werden. Abfindungszahlungen sind 
zu versteuern, soweit die oberhalb der 
steuerlichen Freigrenzen liegen. (Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts vom 11. Dezember 
2001, Aktenzeichen: 3 AZR 339/00).  

 
 
Kein Arbeitsverhältnis für Tagesaushilfe 
 
Werden Studenten auf Grund einer Rahmen-
vereinbarung immer nur tageweise zu Ar-
beitseinsätzen herangezogen, entsteht damit 
kein unbefristetes Arbeitsverhältnis. Auch sind 
die Parteien nach Ansicht des Bundesarbeits-
gerichts nicht gezwungen, statt der Kombinati-
on aus Rahmenvereinbarung und Einzelar-
beitsvertrag ein Abrufarbeitsverhältnis nach § 
12 Teilzeit- und Befristungsgesetz zu begrün-
den (Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 31. 
Juli 2002, Aktenzeichen: 7 AZR 181/01). 
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Bevorzugte Verwandte 
 
Die Verwandtschaft mit dem Chef schützt vor 
Entlassung: Das Landesarbeitsgericht Rhein-
land-Pfalz beurteilte die betriebsbedingte Kün-
digung eines Dekorateurs als richtig. Er war 
entlassen worden, während die Schwester des 
Chefs, die viel kürzer im Betrieb arbeitete, ihren 
Arbeitsvertrag behielt. Seine verwandtschaftli-
chen Verbindungen könne eine Führungskraft 
bei der Sozialauswahl berücksichtigen, urteilten 
die Richter. Es sei sachgerecht, wenn der Ar-
beitgeber bei der Kündigungsentscheidung auf 
verwandtschaftliche Verhältnisse Rücksicht 
nimmt (Urteil des Landesarbeitsgerichts Rhein-
land-Pfalz vom 18. November 2002, Aktenzei-
chen: 4 Sa 25/02).  
 
 
Freigestellter Arbeitnehmer muss sich Ver-
dienst anrechnen lassen 
 
Gekündigte Arbeitnehmer müssen sich den 
anderweitigen Verdienst, den sie in der Freistel-
lungsphase erworben haben, nicht auf die noch 
ausstehenden Gehälter anrechnen lassen. Das 
gilt nach einem Urteil des Bundesarbeitsge-
richts allerdings nur bei unwiderruflichen Frei-
stellungen, mit denen zum Beispiel Urlaubsan-
sprüche abgegolten werden sollen. Das Gericht 
sieht in einer derartigen Freistellung ein Ange-
bot zum Abschluss eines Erlassvertrages, wel-
ches der Arbeitnehmer einfach durch Nichter-
scheinen am Arbeitsplatz annehme. Die Richter 
beziehen sich in ihrer Entscheidung auf § 615 
des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). Nach 
dieser Vorschrift darf der Arbeitgeber Zwi-
schenverdienste grundsätzlich vom Lohn ab-
ziehen, soweit er sich mit der Annahme der 
Arbeitsleistung in Verzug befindet. Dem Arbeit-
nehmer steht dann zwar die vertragliche Vergü-
tung zu. Weil aber nicht gearbeitet hat, ist der 
Anspruch um etwaige Ersatzvergütungen zu 
kürzen. Bei einer unwiderruflichen Freistellung 
und der rechtlichen Einordnung als Erlassver-
trag, schuldet der Arbeitnehmer aber überhaupt 
keine Arbeitsleistung mehr. Konsequenz ist, 
dass der Arbeitgeber mit deren Annahme nicht 
in Verzug geraten kann und folglich auch nichts 
mehr aufrechnen kann. Auch bei einer einver-
nehmlichen Freistellung muss sich ein Arbeit-

nehmer einen in der Freistellungsphase ander-
weitig erzielten Verdienst nicht auf seinen Ver-
gütungsanspruch anrechnen lassen. Eine sol-
che einvernehmliche Freistellung kann im Ar-
beitsvertrag, im Aufhebungsvertrag, im Zuge 
einer Kündigung oder durch konkludentes Ver-
halten zustande kommen.  
 
Eine anders lautende, die Anrechnungspflicht 
begründende Abrede kann jedoch wirksam 
getroffen werden. Ein entsprechender Text 
könnten folgendermaßen formuliert sein:  
 
- Der Arbeitgeber ist im Falle einer Kündi-

gung des Arbeitsverhältnisses berechtigt, 
den Arbeitnehmer widerruflich oder unwi-
derruflich freizustellen.  

- Die unwiderrufliche Freistellung erfolgt 
grundsätzlich unter Anrechnung des dem 
Arbeitnehmer bis zu seinem Ausscheiden 
noch zustehenden Resturlaubs.  

- Der Resturlaub wird mit dem auf die Frei-
stellung folgenden Tag angetreten und zu-
sammenhängend genommen. 

 
- Übersteigt die Freistellungszeit die Restur-

laubsdauer, muss sich der Arbeitnehmer 
gegenüber dem Vergütungsanspruch das-
jenige anrechnen lassen, was er durch an-
derweitigen Einsatz seiner Arbeitskraft er-
wirbt oder böswillig zu verdienen unterlässt 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 19. 
März 2002, Aktenzeichen: 9 AZR 16/01).  

 
Martin Bonelli 
IHK Darmstadt 
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Politisches 

 
Umfrage der hessischen Industrie- und 
Handelskammern zu den Erfahrungen mit 
dem Teilzeit- und Befristungsgesetz 
 
Am 1. Januar 2001 ist das Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz (TzBfG) in Kraft getreten. Obwohl 
die Wirtschaft von Anfang an erhebliche Be-
denken hatte, sieht es einen individuellen 
Rechtsanspruch der Beschäftigten auf Redu-
zierung der Arbeitszeit und Beschränkungen 
bei der Befristung von Beschäftigungsverhält-
nissen vor.  
 
Nach gut zwei Jahren haben die hessischen 
Industrie- und Handelskammern jetzt eine lan-
desweite Umfrage zu den Erfahrungen mit die-
sem neuen Gesetz durchgeführt, auf die rund 
700 Unternehmen geantwortet haben.  
 
Im Ergebnis haben die hessischen Unterneh-
men keine positiven Erfahrungen mit dem Teil-
zeit- und Befristungsgesetz gemacht. Aber 
auch für die Arbeitnehmer sind keine Verbesse-
rungen erkennbar. Die Arbeitsmarktsituation 
hat sich erheblich verschlechtert, ohne dass die 
Ziele des Gesetzes, für mehr Beschäftigung zu 
sorgen, auch nur im entferntesten erreicht wur-
den. Im Gegenteil, die Erfahrungen aus dem 
unternehmerischen Alltag zeigen, dass das 
Gesetz eine beschäftigungshemmende Wir-
kung hat.  
 
 
Die Ergebnisse der Umfrage im Überblick: 
 
1. Bezüglich der Erhöhung des Anteils an 

Teilzeitarbeit hat das TzBfG sein gesetz-
geberisches Ziel in weiten Teilen nicht er-
reicht. Durch das Gesetz wurden nicht 
mehr Arbeitsplätze geschaffen. Vielmehr 
kam es zu einer zunehmenden bürokrati-
schen Belastung und Verunsicherung, ins-
besondere von kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen. Dieser Teil des Ge-
setzes wirkt eher beschäftigungshemmend 
als beschäftigungsfördernd. Die Bereit-
schaft der Unternehmen zur Einstellung 
insbesondere von Teilzeitarbeitnehmern 

geht deutlich zurück. Statt gesetzlicher 
Zwangsmaßnahmen wäre die freiwillige 
Einführung von Teilzeitarbeit, wie sie vor 
Inkrafttreten des Teilzeit- und Befristungs-
gesetzes bis Ende 2001 stattgefunden hat, 
mindestens genauso erfolgreich. Vor Ein-
führung des Teilzeit- und Befristungsgeset-
zes war in den Unternehmen eine verstärk-
te Bereitschaft zur Einrichtung freiwilliger 
Arbeitsplätze festzustellen, insbesondere 
im Bereich des Handels. Die Offensive der 
Wirtschaft wird durch das Teilzeitgesetz 
wieder in die Defensive zurückgedrängt.  
 

2. Der gesetzliche Anspruch auf Teilzeitar-
beit hat in über der Hälfte der Betriebe zu 
mehr oder weniger gravierenden Proble-
men (Klage, Motivationsverlust, Ausschei-
den aus dem Unternehmen u. a.) geführt.  

 
3. Die verschärften Voraussetzungen für die 

Befristung von Arbeitsverhältnissen ohne 
sachlichen Grund behindern die befristete 
Einstellung von Arbeitnehmern und wirken 
sich insoweit beschäftigungshemmend aus. 
Das Ziel des Gesetzgebers (Abbau von Ar-
beitslosigkeit, Förderung der Chancen-
gleichheit zwischen Männern und Frauen) 
wird damit konterkariert. 

 
4. Die verschärften Voraussetzungen für be-

fristete Arbeitsverhältnisse führen zu 
Reaktionen, die insbesondere beschäfti-
gungshindernd (Nichteinstellung bzw. Ent-
lassung) und arbeitsmarktpolitisch auf 
Dauer nicht wünschenswert (Zunahme der 
Überstunden) sind.  

 
Die hessischen Industrie- und Handelskam-
mern fordern deshalb: 
 
• Der Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit und 

die verschärften Regelungen der Befristung 
sollten wieder abgeschafft werden.  

 
• Wenn sich der Gesetzgeber nicht für die 

Abschaffung des Rechtsanspruchs auf 
Teilzeitarbeit entscheiden kann, sollte der 
Schwellenwert der Betriebe, in denen der 
Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit gilt, von 
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derzeit mehr als 15 auf mindestens 50 Ar-
beitnehmer angehoben werden.  

 
• Der Mindestzeitraum nach dem ein Arbeit-

nehmer in seinem Betrieb den Rechtsan-
spruch auf Teilzeitarbeit geltend machen 
kann, sollte von derzeit 6 Monaten auf min-
destens 3 Jahre verlängert werden.  

 
• Die maximale Dauer von Befristungen ohne 

sachlichen Grund muss auf mindestens drei 
Jahre verlängert werden, wenn es über-
haupt bei dieser Regelung bleibt.  

 
• Die Möglichkeit eines zweiten befristeten 

Beschäftigungsverhältnisses nach dem 
Verstreichen einer Wartezeit muss auch für 
Befristungen ohne sachlichen Grund wieder 
eingeführt werden. Die Wartezeit soll dabei 
maximal 12 Monate, besser jedoch nur 6 
Monate betragen.  

 
• Das Befristungsverbot sollte in solchen 

Fällen, in denen sich die früher im Betrieb 
ausgeübte Tätigkeit wesentlich von der jet-
zigen zu befristenden Tätigkeit unterschei-
det, aufgehoben werden.  

 
 
Die Ergebnisse im Einzelnen: 
 
Teil I Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit 
 
1. Geltendmachung des Rechtsanspruchs 

auf Teilzeitarbeit  
 
Seit dem Inkrafttreten des Teilzeit- und Befris-
tungsgesetzes wurden bei 29% der Unterneh-
men bereits Teilzeitansprüche geltend ge-
macht. Das heißt, dass nahezu jedes dritte 
Unternehmen von dem Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz betroffen war. 

 
Festzustellen ist dabei, dass nach 2 Jahren die 
Geltendmachung tatsächlich bei Unternehmen 
jeder Größenordung erfolgte. Dabei ist davon 
auszugehen, dass die Anzahl der geltend ge-
machten Ansprüche in Unternehmen mit einer 
höheren Anzahl von Beschäftigten wesentlich 
höher ist als bei den kleineren Unternehmen. 
 
Schwerpunktmäßig waren Industrie- und 
Dienstleistungsunternehmen von dem Teilzeit- 
anspruch betroffen. Der Handel liegt mit 24% 
deutlich unter dem Durchschnitt. Wir gehen 
davon aus, dass gerade im Handel mit einem 
bereits sehr hohen Teilzeitplatzanteil - auf 
Grund der bekannten Ladenöffnungszeiten- 
eine Teilzeitbeschäftigung auch ohne ausdrück-
liche Geltendmachung über das Teilzeitgesetz 
möglich war und ist, so dass hier nur ein gerin-
ges Potential für eine weitere Erhöhung des 
Teilzeitanteils besteht.  

 
2. Mehr Teilzeitansprüche durch den ge-

setzlichen Anspruch als auf freiwilliger 
Basis? 

Gesetzgeberisches Ziel war, mehr Teilzeitplät-
ze in den Unternehmen zu schaffen. Ergebnis 
bei unserer Umfrage war jedoch, dass seit 1. 
Januar 2001 nur 12% der 686 Unternehmen 
auf Grund des neuen Gesetzes mehr Teilzeit-
arbeitsplätze eingerichtet haben als vorher auf 
freiwilliger Basis. Da sich die Teilzeitquote in 
den gesamten letzten Jahren stetig erhöht hat , 
muss offen bleiben, inwieweit diese relativ ge-
ringe Zunahme überhaupt auf die Einführung 
des Gesetzes zurückzuführen ist. 
 

 
 
 

Geltendmachung des Teilzeitanspruchs

Ja
29%

Nein
71%

zusätzliche Teilzeitplätze 
eingerichtet

Ja 
12%

Nein
88%
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3. Änderung der Einstellungspraxis auf 
Grund des Teilzeitanspruchs 

 
Auffällig ist dagegen, dass die Unternehmen 
versuchen, mit einer geänderten Einstellungs-
praxis der Geltendmachung von Teilzeitansprü-
chen vorzubeugen. 23% der Unternehmen 
haben ihre Einstellungspraxis geändert. 15% 
der Unternehmen üben Zurückhaltung bei der 
Einstellung aus, falls ein späterer Antrag auf 
Reduzierung der Arbeitszeit wahrscheinlich ist. 
6% der Unternehmen schließen bereits im Aus-
schreibungstext eine Reduzierung der Arbeits-
zeit durch einen entsprechenden Hinweis, dass 
sich der Arbeitsplatz nicht für Teilzeit eignet, 
aus. 

 
Besonders hervorzuheben ist, dass die Unter-
nehmen, die bereits konkrete Erfahrungen mit 
dem Teilzeitgesetz gemacht haben, weil bereits 
ein Anspruch auf Teilzeit geltend gemacht wur-
de, Konsequenzen gezogen haben! 
Während von den Unternehmen, die noch nicht 
konkret betroffen waren, nur 16% ihre Einstel-
lungspraxis geändert haben, sind es bei den 
betroffenen Unternehmen bereits 40% !  

 

 
67,5% von den betroffenen Unternehmen, die 
ihre Einstellungspraxis geändert haben, üben 
insbesondere Zurückhaltung bei der Einstel-
lungspraxis aus. Damit ist eindeutig durch die 
Erfahrung in den Betrieben belegt, dass die 
Einführung des Teilzeitgesetzes zu einem er-
heblichen Beschäftigungshemmnis führt. Auf 
Grund dieser Daten ist zu erwarten, dass auch 
die anderen Unternehmen, sobald diese eben-
falls über konkrete Erfahrungen mit dem Teil-
zeitgesetz verfügen, ähnlich reagieren. Insbe-
sondere kleinere und mittlere Betriebe mit bis 
zu 199 Mitarbeitern sind zurückhaltender im 
Rahmen von Einstellungen. Gerade für die 
Einstellung von Frauen, insbesondere in Füh-
rungspositionen, ist das Teilzeitgesetz daher 
kontraproduktiv. 

 
4. Reaktionen der Beschäftigten bei Ab-

lehnung des Teilzeitanspruchs  
 
Das Teilzeitgesetz führt auch zu erheblichen 
Störungen des Betriebsfriedens, wenn die Un-
ternehmen gezwungen sind, Anträge auf Redu-
zierung der Arbeitszeit abzulehnen. Bei ca. 
46,6% der Arbeitnehmer führt dies zu Reaktio-
nen, die von der Klage über Verlust der Ar-
beitsmotivation bis zum Verlassen des Unter-
nehmens führen. Nur 53,3% der Arbeitnehmer 
können eine solche Entscheidung des Arbeit-
gebers akzeptieren. Das Gesetz führt letztend-
lich zu falschen Hoffnungen bei Arbeitnehmern, 
die neben den offen Konflikten letztendlich 
auch zur Verschlechterung des Arbeitsklimas 
und der Arbeitsqualität führen. 

 
 
 

Einstellungspraxis geändert 
(bei Betrieben mit konkreten Erfahrungen)

ja, sonstiges
1%

ja, Hinweis
12%

ja, 
Zurückhaltung

27%

nein
60%

Einstellungspraxis geändert 
(bei Betrieben ohne konkrete Erfahrungen) 

ja, sonstiges
2%ja, Hinweis

4%

ja, Zurückhaltung
10%

nein
84%

Einstellungspraxis geändert

nein
78%

ja, Hinweis
6%

ja, Zurückhaltung
15%

ja, sonstiges
1%
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5. Verunsicherung insbesondere kleinerer 
und mittlerer Unternehmen  

 
Dazu kommt, dass das Gesetz auch zu weite-
ren rechtlichen Unsicherheiten führt, da kleine 
und mittlere Unternehmen ohne Hinzuziehung 
eines Rechtsanwaltes oft keine Entscheidung 
treffen können. Zu nennen ist hier beispielswei-
se § 8 Abs. 5 Teilzeit- und Befristungsgesetz, 
nach dem bei nicht fristgerechter Reaktion des 
Arbeitgebers auf einen Antrag auf Teilzeit, die 
Verringerung und Verteilung der Arbeitszeit in 
dem vom Arbeitnehmer gewünschten Umfang 
kraft Gesetz eintritt. Weitere rechtliche Unsi-
cherheiten ergeben sich dadurch, dass bei 
Ablehnungen von Teilzeitwünschen im Zweifel 
in jedem Einzelfall betriebliche Gründe nach-
gewiesen werden müssen. Dem Unternehmer 
fällt es oft schwer zu beurteilen, wann ein sol-
cher Grund vorliegt, ob z.B. ein Hinweis auf 
einen Fachkräftemangel ausreicht oder wie die 
Mehrkosten nach- gewiesen werden müssen, 
die die Ablehnung eines solchen Wunsches 
rechtfertigen. Die Geltendmachung des Teil-
zeitanspruches ist daher gerade für kleinere 
und mittlere Unternehmen besonders proble-
matisch. 
 
6. Anhebung des derzeitigen Schwellen-

wertes von mehr als 15 Arbeitnehmern  
  
Der Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit besteht 
in den Betrieben, die mehr als 15 Arbeitnehmer 
beschäftigen. Auf Grund der erheblichen Ver-
unsicherung durch das Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz und der erheblichen Störungen 
des Betriebsfriedens würde die Anhebung die-
ses Schwellenwertes zumindest zu einer Scha-
densbegrenzung führen. Die Unternehmer for-
dern daher, dass diese unverhältnismäßig hohe 
Belastung der Unternehmen mindestens erst 
bei einer höheren Mitarbeiteranzahl greift. Ge-
rade im Rahmen der derzeitigen Politik, kleine 
und mittlere Unternehmen zu entlasten, wäre 
dies ein weiterer Schritt in die richtige Richtung. 
76,9% der Unternehmer sprechen sich daher 
für eine Anhebung des Schwellenwertes aus. 
56% der hessischen Unternehmer fordern die 
Anhebung des Schwellenwertes -angeglichen 
an den Schwellenwert des Altersteilzeitgeset-
zes- auf 50 Arbeitsnehmer. 20,9% fordern so-
gar erheblich höhere Schwellenwerte und nur 

23% der Unternehmer hält den derzeitigen 
Schwellenwert für gerechtfertigt.  

 
Von den betroffenen Unternehmen, bei denen 
schon ein Anspruch auf Teilzeitarbeitsplätze 
geltend gemacht wurde, fordern sogar 78,8% 
die Heraufsetzung des Schwellenwertes. 

 
Dabei ist festzustellen, dass diese Anhebung 
von allen Unternehmen - gleich welcher Be-
triebsgröße - gefordert wird. Nicht nur die klei-
nen und mittleren Unternehmen sprechen sich 
für die Anhebung aus, auch die Betriebe ab 500 
Mitarbeitern halten eine Anhebung für gerecht-
fertigt, obwohl diese Anhebung den Großbe-
trieben keinen direkten Vorteil bringen würde, 
77,4% dieser Großbetriebe ist für  die Anhe-
bung des Schwellenwertes auf 50 Arbeitneh-
mer, 9,7% schlagen eine Anhebung auf eine 
höhere Arbeitnehmerzahl vor und nur 12,9% 
halten den derzeitigen Schwellenwert für ge-
rechtfertigt. 9,7 % erhalten eine Anhebung des 
Schwellenwertes auf mehr als 50 Arbeitnehmer 
für erforderlich: Diese Angaben reichen von 
über 50 bis zu 1000 Arbeitnehmern und liegen 
im Durchschnitt bei 263 Arbeitnehmern.  
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7. Mindestzeitraum des Bestehens des 

Arbeitsverhältnisses  
 

Der Teilzeitanspruch kann nur von Arbeitneh-
mern geltend gemacht werden, deren Arbeits-
verhältnis seit mindestens 6 Monaten bestan-
den hat. Dieser Mindestzeitraum wird als zu 
kurz angesehen. 83 % der Unternehmer for-
dern daher die Anhebung des Mindestzeit-
raums. 25,7% der Unternehmen haben sich für 
einen Mindestzeitraum von 2 Jahren ausge-
sprochen, 25,3% der Unternehmen für einen 
Zeitraum von 3 Jahren, 8,8% auf einen Zeit-
raum von 5 Jahren, 6,5% für einen wesentlich 
längeren Zeitraum, 16,7% für 1 Jahr und nur 16 
% halten den derzeitigen Mindestzeitraum von 
6 Monaten für gerechtfertigt.  

 
Noch deutlicher war die Auswertung bei den 
Unternehmen, die konkret vom Teilzeitbefris-
tungsgesetz betroffen waren. 
Von den betroffenen Unternehmern fordern 
88,1% eine Anhebung, 31,1% eine  Anhebung 
des Mindestzeitraums auf 2 Jahre, 23,8% auf 3 
Jahre, 7,3% auf 5 Jahr, 6% auf einen noch 
wesentlich längeren Zeitraum, 19,9% auf 1 Jahr 
und nur 11,9 % sind mit dem derzeit vorgege-
benen Mindestzeitraum zufrieden.  

 
Bei dem Mindestzeitraum zeigt sich sehr deut-
lich, dass gerade Unternehmen mit einer gerin-
geren Beschäftigtenzahl durch den kurzen Min-
destzeitraum erheblich stärker belastet werden. 
Gerade bei Unternehmen mit bis 49 Arbeit-
nehmern würde die Anhebung des Mindestzeit-
raums für eine Erleichterung sorgen. Entspre-
chend votierten 31,6% der bereits betroffenen 
Betriebe mit bis zu 49 Beschäftigten für einen 
Mindestzeitraum von 2 Jahren, 26,3% für einen 
Mindestzeitraum von 3 Jahren, 21,1% für 5 
Jahre und 15,8% für einen längeren Zeitraum, 
5,3% für einen Mindestzeitraum von 1 Jahr. 
Keiner dieser kleineren und mittelständischen 
Unternehmer, bei denen bereits ein Teilzeitan-
spruch geltend gemacht wurde, hält den derzei-
tigen Mindestzeitraum von 6 Monaten für ge-
rechtfertigt.  
 

 
Teil II Befristete Arbeitsverträge 
 
Seit 1. Januar 2001 ist auch die Möglichkeit der 
befristeten Einstellung von Arbeitsnehmern 
durch das Teilzeit- und Befristungsgesetz ver-
schärft worden. Die Befristung eines Arbeitsver-
trags ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes 
ist nicht zulässig, wenn mit demselben Arbeits-
geber bereits zuvor ein unbefristetes oder be-
fristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat.  
 
1. Gescheiterte Einstellungen auf Grund 

der verschärften Voraussetzungen 
 
Wir haben die hessischen Unternehmer be-
fragt, ob durch diese Änderungen bereits Ein-
stellungen gescheitert sind. 676 Unternehmen 
haben zu diesem Thema geantwortet.  
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217 Unternehmen haben allein im Rahmen 
dieser Umfrage in Hessen bestätigt, dass Ein-
stellungen gescheitert sind!  
 
2. Dauer der Befristung  
 
Die Aufhebung des Befristungsgesetzes wäre 
sicherlich auch ein Signal für die Unternehmer 
und könnte zu einer Verbesserung des Ar-
beitsmarktes führen. Seitens der Unternehmer 
werden jedoch auch weitere Vorschläge zur 
Flexibilisierung des Befristungsgesetzes ge-
macht. Von 49% der Unternehmen wird vorge-
schlagen, die Dauer der Möglichkeit der Befris-
tung ohne sachlichen Grund von zurzeit 2 Jah-
ren zu verlängern. 36% sprechen sich für eine 
Verlängerung auf 3 Jahre aus, 13% für eine 
Verlängerung auf 5 Jahre.  

 

 
3. Einführung einer Wartezeit zwischen zwei 
befristeten Arbeitsverhältnissen  

 
Auch die Einführung einer Wartezeit bei der 
erneuten Befristung ohne sachlichen Grund 
zwischen dem ersten und zweiten Beschäfti-
gungsverhältnis wurde von 42% der Unterneh-
mer gefordert. Dabei halten 57 % der Betriebe 
eine Wartezeit von 6 Monaten, 19 % der Be-
triebe eine Wartezeit von 12 Monaten, 5 % der 

Betriebe eine Wartezeit von 24 Monaten und 
19% eine sonstige Wartezeit für erforderlich.  

 
 
4.  Aufhebung des Befristungsverbots bei 
anderer Tätigkeit 
 
Eine deutliche Mehrheit, nämlich 78% der Un-
ternehmen sprach sich für die Aufhebung des 
Befristungsverbotes aus, wenn sich die früher 
im Betrieb ausgeübte Tätigkeit wesentlich von 
der jetzigen zu befristenden Tätigkeit unter-
scheidet.  

 
Auch hier ist ein ganz klarer Ansatzpunkt für 
eine Erleichterung im Bereich der befristeten 
Arbeitsverhältnisse zu sehen. Die erhebliche 
beschäftigungshemmende Auswirkung des 
Befristungsgesetzes könnte mit der Aufhebung 
des Befristungsgesetzes in solchen Sonderfäl-
len wenigstens reduziert werden. 
 
5.  Reaktionen der Unternehmer bei fehlen-
der Befristungsmöglichkeit 

 
Statt Arbeitnehmer erneut befristet (wie zurzeit 
nicht möglich) oder unbefristet (wie vom Ge-
setzgeber bezweckt) einzustellen, sind die Un-
ternehmer gezwungen, auf Einstellungen mit 
sachlichem Grund, auf erhebliche Überstunden 
oder auf Zeitarbeitnehmer auszuweichen.  
 
Wenn eine Befristung ohne sachlichen Grund 
nicht möglich ist, reagieren 35,5% der Unter-
nehmer mit Nichteinstellung bzw. Entlassung, 
28,3% der Betriebe entscheiden sich für eine 
befristete Einstellung mit sachlichem Grund. In 
16,1 % der Unternehmen werden Überstunden 
von bereits beschäftigten Arbeitnehmern geleis-
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tet. In weiteren 18,3 % der Betreibe werden 
Zeitarbeiter beschäftigt. In 1,8 % der Betriebe 
kommt es zu sonstigen Reaktionen. Die Nicht-
einstellung bzw. Entlassung erfolgt insbesonde-
re in kleineren und mittleren Betrieben mit bis 
zu 199 Mitarbeitern, ebenso die verstärkte An-
ordnung von Überstunden. Der Einsatz von 
Zeitarbeitnehmern erfolgt eher in Industrieun-
ternehmen. 
 

 
  
Damit ist durch die Umfrage belegt, dass das 
Ziel des Befristungsgesetzes, zu mehr unbefris-
teten Arbeitsverhältnissen zu gelangen, eindeu-
tig nicht erreicht wird.  
 
Martin Bonelli 
IHK Darmstadt 

Der DIHK ist auf diese Umfrage hin ein weite-
res Mal zu diesem Thema aktiv geworden und 
hat das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit nachdrücklich auf die beschäftigungs-
hemmende Wirkung des Teilzeit- und Befris-
tungsbedarf hingewiesen. Der DIHK hat folgen-
de Forderungen aufgestellt: 
 
Aus Sicht des DIHK wird gefordert, den 
Rechtsanspruch auf Teilzeit ersatzlos zu strei-
chen. Zumindest aber erscheinen uns innerhalb 
des TzBfG die nachfolgenden Modifikationen 
beschäftigungspolitisch erforderlich:  
 
❏ Zur Entlastung kleiner und mittlerer Unter-

nehmen sollte der Schwellenwert, ab dem 
ein Unternehmen dem TzBfG unterliegt, 

von derzeit 15 auf mindestens 50 Beschäf-
tigte angehoben werden.  

 
❏ Beschäftigte sollten frühestens nach drei 

Jahren Betriebszugehörigkeit einen 
Rechtsanspruch auf Teilzeit haben.  

 
❏ Die Beschränkung der erleichterten Befris-

tung auf ein einmaliges Beschäftigungsver-
hältnis in einem Unternehmen sollte aufge-
hoben werden. Als Wartezeit zwischen 
zwei Verträgen ist ein Zeitraum von sechs 
Monaten ausreichend.  

 
 
RA Hildegard Reppelmund 
DIHK Berlin 
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